
Alle Steuerzahler

Verjährung bei ressortfremden 
Grundlagenbescheiden
Soweit für die Festsetzung einer Steuer 
ein Grundlagenbescheid bindend ist 
(z. B. Festsetzung des Einheitswerts ei-
nes Grundstücks für die Grundsteuer), 
endet die Festsetzungsfrist (z. B. für die 
Grundsteuer) nicht vor Ablauf von zwei 
Jahren nach Bekanntgabe des Grund- 
lagenbescheids (z. B. Einheitswertbe- 
scheid); sog. Ablaufhemmung. Grund-
lagenbescheide ressortfremder Behör- 
den (z. B. Bescheinigung der Steuer-
befreiung für Bildungsleistungen der 
zuständigen Kultusbehörde) haben die-
se Wirkung nur, wenn sie vor Ablauf 
der Festsetzungsfrist für die betroffene 
Steuer erlassen worden sind. Damit 
hängt das Schicksal eines Steuerbe-

scheids, diesen an einen Grundlagen-
bescheid anzupassen, allein davon ab, 
ob die zuständige Behörde den Grund-
lagenbescheid rechtzeitig erlassen hat. 
Problematisch ist hierbei insbesondere, 
dass diese Behörde regelmäßig nicht 
weiß, wann die Festsetzungsfrist für 
den Steuerbescheid endet.
 Die Neuregelung bewirkt, dass für  
alle Grundlagenbescheide, die nicht  
den Vorschriften der Abgabenordnung 
unterliegen, grundsätzlich die Ablauf-
hemmung gilt – allerdings nur, soweit 
der fragliche Grundlagenbescheid vor 
Ablauf der Festsetzungsfrist bei der zu-
ständigen Behörde beantragt worden 
ist. Damit trägt der Antragsteller nicht 
mehr das Risiko der Bearbeitungsfrist. 
Die Neuregelung gilt auch für Beschei-
de über Billigkeitsmaßnahmen.

Anrechnung ausländischer Steuern 
verbessert
Ab 2015 wird der Anrechnungshöchst-
betrag in der Weise ermittelt, dass 
ausländische Steuern höchstens mit  
der durchschnittlichen tariflichen deut-
schen Einkommensteuer auf die aus-
ländischen Einkünfte angerechnet wer-
den. Mit dieser Berechnungsmethode 
wird nicht mehr auf das Verhältnis zwi-
schen ausländischen Einkünften und 
der Summe der Einkünfte abgestellt. 
Es wird die deutsche Steuer berück-
sichtigt, die auf die ausländischen Ein- 
künfte entfällt. Dadurch, dass auf aus-
ländische Einkünfte der Steuersatz an- 
gewandt wird, dem sie im Rahmen des 
zu versteuernden Einkommens tatsäch- 
lich unterliegen, kommt es zu keiner 
Benachteiligung dieser ausländischen 
Einkünfte gegenüber inländischen Ein-
künften, weil nun auch personen- und 
familienbezogene Abzugsbeträge bei 
der Steueranrechnung berücksichtigt 
werden.

Korrektur widerstreitender Steuer­
anrechnungen
Wird eine Anrechnungsverfügung oder 
ein Abrechnungsbescheid auf Grund 
eines Rechtsbehelfs oder auf Antrag 
zurückgenommen und ein für den 
Rechtsbehelfsführer/Antragsteller  
günstigerer Verwaltungsakt erlassen, 
können sowohl ihm gegenüber als auch 
gegenüber anderen Personen (z. B. 
Ehegatte oder Lebenspartner, Abtre-
tungsempfänger, Pfandgläubiger) durch 
Änderung einer Anrechnungsverfügung 
oder eines Abrechnungsbescheids die 
entsprechenden steuerlichen Folge- 
rungen gezogen werden. War ein Drit-
ter Rechtsbehelfsführer oder Antrag-
steller, sollen die Folgerungen auch 
gegenüber dem Steuerzahler und ggf. 
auch gegenüber anderen Personen 
(z. B. Ehegatte oder Lebenspartner) 

Jahressteuergesetz 2015

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Bundesrat hat am 19. Dezember 2014 dem Gesetz zur Anpassung der Ab- 
gabenordnung an den Zollkodex der Union und zur Änderung weiterer steuer- 
licher Vorschriften zugestimmt. Was sich sperrig anhört, ist ein umfassendes 
Jahressteuergesetz 2015. Daher sind neben Änderungen des Verfahrensrechts 
u. a. Änderungen bei der Einkommensteuer, z. B. in Form der erstmaligen 
Definition des Begriffs der Erstausbildung und der Umsatzsteuer, z. B. durch 
 Modifizierungen der erst kürzlich erweiterten Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers bei Metalllieferungen, enthalten. Die meisten Änderungen 
gelten seit dem 1. Januar 2015, wenn nicht anders angegeben.

Die weitergehenden Steuervereinfachungsvorschläge der Länder wurden 
wiederum nicht berücksichtigt. Nach einer Protokollerklärung der Bundes-
regierung sollen sie Gegenstand eines weiteren Gesetzgebungsverfahrens  
in diesem Jahr sein.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Sonderausgabe oder zu  
anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.

I/2015



gezogen werden können. Durch diese 
Korrekturvorschrift soll eine doppelte 
Anrechnung von Steuerzahlungen um-
fassend vermieden werden. Sie gilt seit 
31.12.2014, und zwar auch für Verwal-
tungsakte, die bereits zuvor ergangen 
sind. Hierdurch erübrigt sich der bisher 
verwendete Widerrufsvorbehalt.

Erweiterung der Mitteilungspflich­
ten der Finanzbehörden zur Be­
kämpfung der Geldwäsche
Die Finanzbehörden wurden künftig be-
rechtigt und verpflichtet, den im Bereich 
Geldwäsche zuständigen Aufsichtsbe- 
hörden Anhaltspunkte für die Durch- 
führung eines Bußgeldverfahrens  
gegen nach dem Geldwäschegesetz 
Ver pflichtete des Nichtfinanzsektors 
mitzuteilen.
 Mitzuteilen sind nur Tatsachen, 
die im Rahmen des Besteuerungsver- 
fahrens bekannt geworden sind. Die 
Finanzbehörden müssen nicht mehr 
prüfen, ob eine Ordnungswidrigkeit im 
Sinne des Geldwäschegesetzes vorlie-
gen könnte.
 Zum Nichtfinanzsektor gehören bei- 
spielsweise Versicherungsvermittler, 
Treuhänder, Autohändler, Juweliere, 
Immobilienmakler.

Anpassung der Vollstreckungs­
kosten
Die nach der Abgabenordnung zu ent- 
richtenden Gebühren wurden an die 
bereits erhöhten Gerichtsvollzieherge- 
bühren und die Gebühren und Auslagen 
der Zivilprozessordnung angepasst.

Änderungen bei der Basisrente
�� Wie bei der Riester-Rente ist nun 

auch bei der Basisrente und bei Klein-
betragsrenten alternativ zur monatli-
chen Auszahlung eine zusammenge-
fasste jährliche Auszahlung möglich.
�� Die Beiträge zur gesetzlichen Ren-

tenversicherung, einem Versorgungs-
werk oder einer privaten Basisrente 
können ab 2015 bis zum Höchstbetrag 
zur knappschaftlichen Rentenversiche-
rung (2015: 22.172 €) abgezogen wer-
den.

Änderung bei den Identifikations­
nummern
Die Steuer-Identifikationsnummer bzw. 
die Wirtschafts-Identifikationsnummer 
ist bei vorgeschriebenen Anträgen, Er-
klärungen oder Datenübermittlungen 
nun auch von Dritten zu verwenden. 
Wird die Identifikationsnummer wie 
z. B. im ELStAM-Verfahren und beim 
Kapitalertragsteuer-Abzug mehrfach be- 
nötigt, ist diese nicht jedes Mal neu zu 
erheben. Bei wirtschaftlich verbunde-
nen Unternehmen wird die Zuordnung 
der Wirtschafts-Identifikationsnummer 
durch die Speicherung eines zusätzli-
chen fünfstelligen Unterscheidungs-
merkmals ermöglicht.

Erstausbildung nun definiert
Aufwendungen für eine Erstausbildung 
sind nur bis zu 6.000 € als Sonderaus-
gaben abziehbar, für eine Zweitaus-
bildung ist hingegen der unbegrenzte 
Abzug als Werbungskosten oder Be-
triebsausgaben möglich. Eine Erstaus-
bildung liegt grundsätzlich vor, wenn 
eine geordnete Ausbildung mit einer 
Mindestdauer von zwölf Monaten bei 
vollzeitiger Ausbildung und mit einer 
Abschlussprüfung durchgeführt wird.

Steuerliche Berücksichtigung im 
Rahmen des Versorgungsausgleichs
Zahlungen im Rahmen einer Eheschei-
dung oder Auflösung einer Lebenspart-
nerschaft an den Ausgleichsberechtig- 
ten als Gegenleistung für dessen Ver-
zicht auf den Versorgungsausgleich sind 
nun als Sonderausgaben abziehbar. 
Beim Empfänger sind die Leistungen 
zu versteuern.

Zuschläge für Kindererziehungs­
zeiten
Die Steuerfreiheit für zu Versorgungs-
bezügen gewährte Zuschläge für nach 
dem 31.12.2014 geborene Kinder oder 
danach begonnene Pflegezeiten wurde 
abgeschafft.

Arbeitgeber/Arbeitnehmer

Steuerliche Behandlung von 
 Betriebsveranstaltungen
Zuwendungen des Arbeitgebers an die 
Arbeitnehmer bei Betriebsveranstal-
tungen sind bis zu 110 € je Arbeitneh-
mer und je Veranstaltung (für bis zu 
zwei Veranstaltungen jährlich) steuer-
frei. Dabei handelt es sich seit 1.1.2015 
nicht mehr um eine so genannte Frei-
grenze, sondern um einen Freibetrag. 
Das bedeutet, dass bei Überschreiten 
des Betrags von 110 € nicht mehr die 
gesamte Zuwendung, sondern nur 
noch der 110 € übersteigende Betrag 
versteuert werden muss. Dabei kann 
der Arbeitgeber von der Möglichkeit 
der Pauschalbesteuerung (25 %) Ge-
brauch machen.
 Bei der Ermittlung der dem einzel-
nen Arbeitnehmer zugeflossenen Zu- 
wendungen sind Kosten, die der Ar-
beitgeber gegenüber Dritten für den 
äußeren Rahmen der Betriebsveran-
staltung aufwendet, einzubeziehen. Zu- 
wendungen an den Arbeitnehmer und 
an dessen Begleitpersonen sind zu-
sammenzurechnen. Eine steuerfreie Er- 
stattung der Reisekosten kann zusätz-
lich erfolgen. Die Regelung gilt auch 
dann, wenn die Betriebsveranstaltung 
nur Betriebsteile (betriebliche Organisa- 
tionseinheiten von einiger Bedeutung 
und Größe) betrifft.

Steuerfreie Arbeitgeberleistungen 
für bessere Vereinbarkeit von  
Familie und Beruf
Bestimmte Leistungen des Arbeitge-
bers, die der besseren Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf dienen, sind ab dem 
Veranlagungszeitraum 2015 steuerfrei. 
Dabei handelt es sich zum einen um 
Vermittlungs- und Beratungsleistungen 
durch ein vom Arbeitgeber beauftragtes 
Dienstleistungsunternehmen, das den 
Arbeitnehmer hinsichtlich der Betreu-
ung von Kindern oder pflegebedürfti-
gen Angehörigen berät oder hierfür Be-
treuungspersonen vermittelt. Dane ben 
kann der Arbeitgeber seinen Arbeit-
nehmern auch bestimmte Betreuungs-
kosten, die kurzfristig aus zwingenden 
beruflich veranlassten Gründen entste- 



hen und die den üblicherweise er for- 
derlichen regelmäßigen Betreuungsbe-
darf übersteigen, bis zu einem Höchst-
betrag von 600 € pro Jahr ersetzen.

Kapitalanleger

Steuerfreiheit für INVEST­Zuschuss
Der INVEST-Zuschuss für Wagniskapi-
tal, der im Mai 2013 zur Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für Beteili-
gungskapital eingeführt wurde, wird 
steuerfrei gestellt.
 Business Angels erhalten danach für 
ihre Investments in nicht börsen notier - 
te Kapitalgesellschaften einen  Zuschuss 
von 20 % der investierten Summe. Er-
fasst sind nur Investitionen zwischen 
10.000 € und 250.000 €.
 Die Regelung soll mehr privates Be- 
teiligungskapital als bislang mobili sie- 
ren. Die Steuerbefreiung ist notwen dig, 
damit der Zuschuss nicht durch eine Be- 
steuerung teilweise wirkungslos wird.

Berücksichtigung nachträglich vor­
gelegter Freistellungsaufträge
Bei der Kapitalertragsteuer ist der Ab-
zugsschuldner (in der Regel die Bank) 
seit 01.01.2015 verpflichtet, auch nach-
träglich vorgelegte Nichtveranlagungs-
bescheinigungen und Freistellungsauf- 
träge zu berücksichtigen. Das gilt 
längstens bis zur Ausstellung der 
 Steuerbescheinigung.

Kinder

Familienausgleichsleistung bei 
Zwangspause wegen freiwilligem 
Wehrdienst
Kinder sind auch während Zwangspau-
sen von höchstens vier Monaten, die 
zwischen einem Ausbildungsabschnitt 
und Zeiten der Ableistung eines freiwil-
ligen Wehrdienstes liegen, im Famili-
enleistungsausgleich zu berücksichti-
gen. Dementsprechend besteht für ein 
Kind, das seine Ausbildung wegen der 
Ableistung des freiwilligen Wehrdiens-
tes unterbricht, für einen Übergangs-
zeitraum von jeweils bis zu vier Mona-
ten sowohl vor als auch nach diesem 

Dienst ein Anspruch auf Kindergeld 
oder einen Kinderfreibetrag.

Unternehmen/Beteiligungen

Billigkeitsregelungen bei der 
 Festsetzung von Realsteuermess­
beträgen
Schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen (BMF) auf dem Gebiet der 
Einkommen- oder Körperschaftsteuer  
insbesondere zur Festlegung des 
 Steuergegenstands oder zur Gewinn-
ermittlung können auch Billigkeitsrege-
lungen aus sachlichen Gründen enthal - 
ten. Diese Billigkeitsregelungen finden 
auch bei der Festsetzung des Gewer- 
besteuermessbetrags seitens der Lan-
desfinanzbehörden Eingang, soweit  
dies nicht ausdrücklich ausgeschlossen 
ist. Eine Entscheidung des Bundes-
finanzhofs (BFH) zum sog. Sanie-
rungserlass ließ an der langjährigen 
Verwaltungspraxis zweifeln. Mit der 
Änderung werden diese Zweifel be-
seitigt. Sachliche Billigkeitsregelungen, 
die in allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften der Bundesregierung, einer 
obersten Bundesfinanzbehörde (BMF- 
Schreiben) oder einer obersten Lan-
desfinanzbehörde enthalten sind, kön-
nen daher auch bei der Festsetzung 
von Gewerbesteuermessbeträgen be- 
achtet werden. Das gilt für Entschei-
dungen ab dem 01.01.2015, auch für 
Besteuerungszeiträume davor.

Örtliche Zuständigkeit bei Wohn­
sitz­ oder Betriebsverlagerung
Einkünfte aus einer gewerblichen Tä-
tigkeit, einer land- und forstwirtschaftli-
chen Tätigkeit oder einer freiberuflichen 
Tätigkeit werden gesondert festge-
stellt, wenn das sog. Tätigkeitsfinanz-
amt nicht auch das Wohnsitzfinanzamt 
ist. Maßgebend für die Frage, ob eine 
gesonderte Feststellung durchzufüh-
ren ist oder nicht, sind die Verhältnisse 
zum Schluss des Gewinnermittlungs-
zeitraums.
 Nach einer Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs gab es Unsicherheiten 
über die Zuständigkeit bei Wohnsitz- 
oder Betriebsverlagerungen.

 Daher ist nun geregelt, dass für die 
Bestimmung der örtlichen Zuständig-
keit die aktuellen örtlichen Verhältnis-
se auch für Feststellungszeiträume vor 
dem Ortswechsel maßgebend sind. 
Die Entscheidung der Frage, ob eine 
gesonderte Feststellung durchzufüh-
ren ist oder nicht, richtet sich aber 
weiterhin nach den Verhältnissen zum 
Schluss des Gewinnermittlungszeit-
raums.

Teilabzugsverbot auch für Wert­
minderungen aus Gesellschafter­
darlehen
Bisher unterliegen Wertminderungen 
von im Betriebsvermögen gewährten 
Gesellschafterdarlehen auch dann nicht 
dem Abzugsverbot, wenn die Darle-
hensüberlassung nicht fremdüblich und 
damit durch das Gesellschaftsverhält-
nis veranlasst war. Die Beteiligung an 
der Körperschaft einerseits und das 
Darlehen andererseits sind selbständi-
ge Wirtschaftsgüter. Das Abzugsverbot 
bezieht sich nach dem bisherigen Ge-
setzeswortlaut nur auf die Beteiligung 
an der Körperschaft selbst, nicht aber 
auf die Fälle von Substanzverlusten auf 
Grund der Hingabe von Darlehen an 
die Körperschaft.
 Nun ist das Abzugsverbot auch auf 
die Fälle von Substanzverlusten auf 
Grund der Hingabe von Darlehen an 
die Körperschaft zu gesellschaftsrecht-
lich motivierten, nicht fremdüblichen 
Konditionen ausgedehnt.
 Außerdem wurde geregelt, dass 
bei einer aus gesellschaftsrechtlichen 
Gründen nicht fremdüblichen Überlas-
sung von Wirtschaftsgütern an eine 
Kapitalgesellschaft, an der der Überlas-
sende zu mindestens 25 % beteiligt ist 
(insbesondere in Betriebsaufspaltungs-
fällen), das Teilabzugsverbot auch für 
die Betriebsvermögensminderungen, 
Betriebsausgaben oder Veräußerungs-
kosten (Refinanzierungskosten, Unter-
haltungsaufwendungen des Besitzun-
ternehmens) eingreift.
 Die Neuregelung gilt für ab dem 
01.01.2015 beginnende Wirtschaftsjahre.
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Umsatzsteuer

Steuerschuldnerschaft bei Metall­
lieferungen
Die mit Wirkung zum 01.10.2014 einge-
führte Steuerschuldnerschaft des Leis - 
tungsempfängers bei Metalllieferun-
gen wird eingeschränkt. Selen und 
Gold sowie Draht, Stangen, Bänder, 
Folien, Bleche und andere flachgewalz-
te Erzeugnisse und Profile aus unedlen 
Metallen sind nicht mehr erfasst.
 Außerdem wurde für Metallliefe-
rungen gemäß der Anlage 4 zum Um-
satzsteuergesetz (wie für die Lieferung 
von Mobilfunkgeräten) eine Bagatell-
grenze von 5.000 € eingeführt und so 
der Anwendungsbereich der Steuer-
schuldnerschaft des Leistungsempfän-
gers eingeschränkt.

Hinweis
Mit einem aktuellen Schreiben er-
weitert das Bundesministerium der 
Finanzen die Nichtbeanstandungs-
regelung zur Steuerschuldnerschaft 
des Leistungsempfängers: Bei Lie- 
ferungen von Edelmetallen, un-
edlen Metallen, Selen und Cermets 
nach dem 30.9.2014 und vor dem 
01.07.2015 wird es nicht beanstan-
det,
�� wenn die Vertragspartner ein-

vernehmlich noch von der Steuer-
schuldnerschaft des leistenden Un- 
ternehmers ausgegangen sind oder
�� wenn die Vertragspartner ein-

vernehmlich die Steuerschuldner-
schaft des Leistungsempfängers 
angewendet haben, obwohl der 
leistende Unternehmer Steuer-
schuldner wäre.

 
Weitere Dialyseleistungen umsatz­
steuerfrei
Einrichtungen, mit denen Verträge nach 
dem SGB V über die Erbringung nicht 
ärztlicher Dialyseleistungen bestehen, 
sind nun auch von der Umsatzsteuer 
befreit und wurden damit zugelasse-
nen Dialysezentren gleich gestellt.

Erweiterung der Steuerschuldner­
schaft des Leistungsempfängers
Bei Vorliegen konkreter Hinweise auf 
unvermittelt auftretende schwerwie-
gende Betrugsfälle, die einen größeren 
Steuerschaden zur Folge hätten, kann 
das Bundesministerium der Finanzen 
durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrats regeln, dass für 
die Dauer von maximal neun Monaten 
die Reverse-Charge-Regelung (d. h. 
Steuerschuldnerschaft des Leistungs-
empfängers) auch für diese Fallgrup-
pen gilt.

Monatliche Abgabe von 
 Umsatzsteuer­Voranmeldungen   
für Vorratsgesellschaften
Bei Übernahme einer Vorratsgesell-
schaft oder eines Firmenmantels be- 
steht seit 01.01.2015 im Jahr der Über-
nahme und im folgenden Jahr die 
Pflicht zur monatlichen Abgabe von 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen.

Sonstiges

Änderungen bei den Einkünften aus 
Land­ und Forstwirtschaft
Der Bundesrechnungshof hat in der 
Vergangenheit die Gewinnermittlung 
nach Durchschnittssätzen gerügt. Die 
wesentlichen festgestellten Mängel 
betreffen jedoch nicht die Grundbeträ-
ge für die übliche landwirtschaftliche 
Nutzung, sondern die Erfassung von 
Gewinnen aus Tätigkeiten in Sonder- 
bereichen, z. B. erhebliche Tierzucht 
und Tierhaltung; Sondernutzungen wie 
Spargel-, Obst-, Wein- und Gartenbau; 
Dienstleistungen sowie Veräußerung 
und Entnahme von wertvollem Anlage-
vermögen.
 Grundsätzlich wird an der pauscha-
len Gewinnermittlung nach Durch-
schnittssätzen für kleinere land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe festgehal-
ten.
 Die Gewinnermittlung nach Durch-
schnittssätzen ist nur dann vorrangig 
anzuwenden, wenn für den jeweili-
gen Betrieb keine Buchführungspflicht 
besteht. Durch die Differenzierung zwi- 
schen der landwirtschaftlichen Nut-

zung und den übrigen Nutzungen wird 
den unterschiedlichen Betriebstypen 
innerhalb der Land- und Forstwirtschaft 
Rechnung getragen. Die für Klein- und 
Nebenerwerbsbetriebe mögliche pau-
schale Gewinnermittlung wird an die 
wirtschaftliche Entwicklung angepasst.
 Dazu erfolgte eine Beschränkung 
der Pauschalierung, die künftig nur bis 
50 Hektar und nur für kleinere Son-
dernutzungen möglich sein wird. Ein-
heitliche Grundbeträge für die land-
wirtschaftliche Fläche und einheitliche 
Zuschläge ab der 25. Vieheinheit sollen 
die Berechnung vereinfachen.
 Im Bereich Forstwirtschaft müssen 
die Betriebseinnahmen konkret erfasst 
werden, jedoch können Betriebsausga-
benpauschalen abgezogen werden.
 Für Sondernutzungen sind Durch- 
schnittssatzgewinne vorgesehen. Außer- 
gewöhnliche Ereignisse, wie der Ver-
kauf von Anlagevermögen ab 15.000 € 
oder Entschädigungen, sind zusätzlich 
zu erfassen.
 Für dem Grunde nach gewerbliche 
Tätigkeiten gibt es einen Gewinnan-
satz mit 40 % der Einnahmen.
 Die Änderungen gelten erstmals 
für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
30.12.2015 enden.


